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Im kommenden Jahr kann er 15-jähri-
ges Bestehen feiern, der „Verein zur 
Förderung der Suchmaschinen-Tech-
nologie und des freien Wissenszu-
gangs“ (SuMa). Seit 2004 setzt sich die 
in Hannover etablierte Organisation 
dafür ein, dass das digitale Wissen der 
Welt ohne Bevormundung durch Staa-
ten und Konzerne frei zugänglich ist. 
Dieses Ziel zu verfolgen, entpuppt sich 
zunehmend als Kampf gegen Wind-
mühlenflügel. Denn Alternativen zum 
globalen Oligopol Google schrumpfen 
kontinuierlich.

Bereits vor zehn Jahren warnten 
Wissenschaftler wie der Informa-
tiker Hermann Maurer von der TU 

Graz vor der Gefahr, die dadurch ent-
steht, dass weltweit mehr als die Hälf-
te der monatlichen Suchabfragen über 
Google abgesetzt werden. Maurer for-
derte auf Basis einer von ihm erstellten 
Studie, die das österreichische Infra-
strukturministerium unterstützt hatte, 
Google zu zerschlagen. „Jeder, der die 
Situation betrachtet, muss sich dessen 
bewusst sein, dass Google in noch nie 
dagewesener Art Macht angehäuft hat 
und damit unsere Gesellschaft in Ge-
fahr bringt“, warnte der Informatiker 
Ende 2007.

Solche Appelle wurden weithin igno-
riert. Heute weist Google weltweit ei-
nen Marktanteil von fast 90 Prozent 
auf. Die Suchmaschine ist zum Syno-
nym für das Recherchieren im Internet 
geworden. In Deutschland sucht na-
hezu niemand mehr mit Hilfe anderer 
Suchmaschinen. 95 Prozent aller An-
fragen laufen über Google.

Besser als in Afrika?	

Das Unternehmen selbst gibt es in-
dessen nur noch als Tochterfirma: 
Seit Oktober 2015 gehört Google zur 
US-amerikanischen Holding Alphabet 
Inc. mit Sitz im Silicon Valley. Alphabet 
ist, was seinen Marktwert anbelangt, 
nach Apple und Amazon das welt-
weit drittwertvollste Unternehmen. 
Rund 765 Milliarden Dollar ist es wert. 
Deutschland hingegen ist mit knapp 
zwei Billionen Euro verschuldet.

Seit Jahren versucht die EU-Kommis-
sion, gegen die Marktmacht von Goo-
gle anzugehen. Mitte Juli schritt sie 
zur Tat und verhängte eine Geldbuße 
in Höhe von 4,34 Milliarden Euro. Der 
Grund: Google legt Herstellern von An-
droid-Geräten und Betreibern von Mo-
bilfunknetzen seit 2011 rechtswidri-
ge Einschränkungen auf. „Google hat 
Android dazu verwendet, die markt-

beherrschende Stellung seiner Such-
maschine zu festigen. Dadurch wurde 
Wettbewerbern die Möglichkeit ge-
nommen, innovativ und konkurrenzfä-
hig zu sein“, so Wettbewerbskommis-
sarin Margrethe Vestager.

Unter Googles Diktat	

Konkret zwingt Google Handy-Her-
steller, die eine Google-Lizenzierung 
haben möchten, den App-Store, die 
App Google-Suche sowie die Brow-
ser-App von Google auf den Geräten 
vorzuinstallieren. Außerdem floss viel 
Geld an Firmen und Mobilfunknetz-
betreiber, wenn diese ausschließ-
lich die App Google-Suche auf ihren 
Geräten vorinstallierten. Schließlich 
hinderte Google Produzenten, die 
Google-Apps auf ihren Geräten vor-
installieren wollten, daran, andere 
Smartphones zu verkaufen, die über 
eine von Google nicht genehmigte 

Wer im Internet etwas suchen möchte, tut dies in Deutschland in 95 Prozent der Fälle mit der Suchmaschine 
Google. Alle Fotos dieses Beitrages: Pat Christ. Außer letztes Foto „FLiXBUS“ (s. Ende)

Wozu denken, 
wenn man 
googeln kann? 
Wie die Marktmacht
von Konzernen 
die Demokratie aushöhlt
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Android-Version betrieben werden. 
Bereits 2004 hat die Dudenredaktion 
„googeln“ in das wichtigste deutsche 
Wörterbuch aufgenommen. Der Such-
maschinenbetreiber erreichte 2006 
– aus Markenschutzgründen –, dass 
die ergänzende Erklärung von „im In-
ternet, besonders in Google suchen“ 
geändert wurde in „mit Google im In-
ternet suchen“. 

Eigentlich sollte es so viel Marktmacht 
nicht geben dürfen. In Deutschland 
wurde deshalb vor 60 Jahren das Bun-
deskartellamt gegründet. Seitdem un-
terliegen Zusammenschlüsse der Fu-
sionskontrolle. „Doch die greift nicht 
in hochkonzentrierten Märkten“, er-
klärt Tobias Lettl, Professor für Han-
dels- und Wirtschaftsrecht an der 
Uni Potsdam. Um den Wettbewerb im 
IT-Sektor sowie im Pestizid- und Saat-
gutgeschäft wiederzubeleben, soll-
ten endlich staatliche Eingriffe erlaubt 
werden, um Konzernstrukturen zu ent-
flechten, fordert er.

Weil die Situation immer bedenklicher 
wird, gründeten 24 Organisationen zu 
Jahresbeginn das Bündnis „Konzern-
macht beschränken“. „Je größer die 
Konzerne, desto mehr Macht und fi-
nanzielle Mittel haben sie, die Politik 
und Märkte in ihrem Sinne zu beein-
flussen“, erklärt dazu Georg Janßen, 
Bundesgeschäftsführer der Arbeitsge-
meinschaft bäuerliche Landwirtschaft 
(AbL), die dem Bündnis angehört. Die 
Marktkonzentration gerade im Agrar-
sektor gefährde nicht nur die Demo-
kratie, sondern auch die Ernährungs-
souveränität der Menschen.

 
Das Bündnis „Konzernmacht beschränken“ 
fordert von der Politik einen Wandel in der 
Wirtschaftspolitik, um den gefährlichen Trend 
zu immer mehr Marktkonzentration zu stoppen.

Bayer schluckt Monsanto	

Obwohl solche Bedenken an die Po-
litik herangetragen wurden, geneh-
migte die EU-Kommission am 21. 
März dieses Jahres die Übernahme 
des Unternehmens Monsanto durch 
die Bayer AG. Etwa im selben Zeit-
raum gab sie die Fusionen von Dow, 
dem bis dahin zweitgrößten Chemie-
konzern der Welt, mit DuPont sowie 
für ChemChina und Syngenta frei. Die 
Auflagen der EU-Kommission zwin-
gen Bayer zwar, große Teile seines 
Saatgut- und Pestizidgeschäfts abzu-
geben. Aller Wahrscheinlichkeit nach 
werden sie aber von BASF gekauft. 
Geschieht dies tatsächlich, kontrol-
lieren in Zukunft vier Konzerne einen 
sehr großen Teil des globalen Markts 
für Saatgut und Pestizide.

 
Im März genehmigte die EU-Kommission die 
Übernahme von Monsanto durch die Bayer AG.

Die Marktkonzentration geht jedoch 
noch weiter: Saatgut- und Pestizidher-
steller versuchen derzeit, mit Anbietern 
von Landmaschinen zu fusionieren. Die 
sind wegen ihrer Daten über Bodenbe-
schaffenheit, Zustand der Kulturpflan-
zen und Ernteerträge attraktiv. Die 
EU-Kommission versucht, auch hier re-
gulierend einzugreifen. So muss Bayer 
der BASF eine Lizenz seiner IT-Plattform 
zur digitalen Steuerung der Landwirt-
schaft erteilen. „Es stellt sich jedoch 
die Frage, ob die Auflagen ausreichen, 
um einen funktionierenden Wettbewerb 
zu sichern, wenn zentrale Produktions-
mittel, Daten und Technologien von we-
nigen Großunternehmen kontrolliert 
werden“, warnt die Grünen-Fraktion im 
Bundestag.

Je größer Unternehmen werden umso 
mehr Lobbymacht haben sie. Auch das 
beunruhigt die Grünen. „Das enorme 
Druckpotential von Megakonzernen auf 

die Agrarpolitik erschwert den Kurs-
wechsel hin zu ökologisch verträgliche-
ren Produktionsweisen mit einer deutli-
chen Reduktion des Pestizideinsatzes“, 
legen sie dar. Dass die Zulassung von 
Glyphosat verlängert wurde, spricht 
nach Ansicht der Fraktion Bände. In 
Entwicklungsländern führe der Einfluss 
auf eine konzernfreundliche Saatgutre-
gulierung dazu, dass Kleinbauern der 
Marktzugang erschwert wird: „Hunger 
und Armut werden so verschärft.“

Patente auf Pflanzen	

Parallel zu diesen Entwicklungen steigt 
die Zahl an Patenterteilungen durch 
das Europäische Patentamt auf kon-
ventionell gezüchtete Pflanzen und Tie-
re zugunsten der Agrarriesen ständig 
an. Und das, obwohl solche Patente 
der EU-Biopatentrichtlinie zufolge ei-
gentlich verboten sind. „Wenn die Er-
nährung ganzer Volkswirtschaften von 
ein paar wenigen Konzernen abhän-
gig ist, die auf immer weniger Sorten 
von Kulturpflanzen setzen, stellen sich 
grundsätzliche Fragen zur Ernährungs-
souveränität und Nahrungssicherung“, 
warnen die Grünen.

 
Europa erscheint machtlos im Kampf gegen die 
Wirtschaftsgiganten.

Dass die Politik dem ameisenfleißigen 
Treiben der Giganten so lange fast un-
tätig zusah, bedeutet einen Verrat an 
Prinzipien, die man sich nach dem 
Zweiten Weltkrieg gegeben hat. Im 
„Ahlener Programm“ des Zonenaus-
schusses der CDU für die britische 
Zone, das am 3. Februar 1947 verab-
schiedet wurde, heißt es ausdrücklich, 
dass die Politik in Zukunft keine „Zu-
sammenballung wirtschaftlicher Kräf-
te“ mehr dulden will. Von 1933 an, erin-
nert das Programm, bekamen große 
Unternehmen, die sich zusammenta-
ten, einen monopolartigen Charakter: 
„Sie wurden für die Öffentlichkeit un-
durchsichtig und unkontrollierbar.“

WOZU DENKEN, WENN MAN GOOGELN KANN? 
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Das Ahlener Programm fordert eine 
grundlegende Gesundung der Wirt-
schaft, die wieder ausschließlich dem 
Menschen dienen soll. Im Kapitel „Neue 
Struktur der deutschen industriellen 
Wirtschaft“ wird Konzernen eine Absa-
ge erteilt. „Konzerne und ähnliche wirt-
schaftliche Gebilde, die nicht technisch, 
sozial oder wirtschaftlich absolut not-
wendig sind, sind zu entflechten und in 
selbständige Einzelunternehmungen zu 
überführen“, heißt es wörtlich. Das alles 
erscheint heute, im Zeitalter der Mega-
konzerne, wie ein Märchentraum aus 
längst vergangener Zeit.
 

 
Das Ringen der Politik mit den immer markt-
mächtigeren Konzernen gleicht dem Kampf des 
David gegen Goliath.

Immer mehr Marktmacht	

Inzwischen kontrollieren nur noch etwa 
150 Konzerne die Hälfte der weltweiten 
Wirtschaft. Parallel versuchen instituti-
onelle Investoren, ihre Macht zu vergrö-
ßern. Dies ist vor allem im Chemiesek-
tor bedenklich. Laut einer Studie des 
Deutschen Instituts für Wirtschaftsfor-
schung halten institutionelle Investo-
ren rund 60 Prozent des Gesamtwerts 
dieser Branche.

 
Der geplante Zusammenschluss der Ketten 
Edeka und Kaiser's/Tengelmann gehört zu den 
wenigen Fusionen, die in den letzten Jahren vom 
Bundeskartellamt verhindert wurden.

In den Jahren 2015 und 2016 wurden 
beim Bundeskartellamt insgesamt 
2.440 Unternehmenszusammenschlüs-
se angemeldet, heißt es im jüngsten Tä-

tigkeitsbericht der Behörde. Gerade ein-
mal 19 Anmeldungen wurden in einem 
sogenannten Hauptprüfverfahren näher 
untersucht. Ein einziges Mal wurde ein 
Fusionsbegehren verweigert – nämlich 
der Zusammenschluss von Edeka und 
Kaiser's/Tengelmann.

Auf dem rasant gewachsene Fernbus-
markt kam es in Berichtszeitraum zu 
einer neuen Machtzusammenballung: 
Die Firma FlixBus entwickelte sich zum 
einzigen großen Fernbuslinienanbie-
ter in Deutschland. Dass dies fusions-
rechtlich nicht geprüft werden konnte, 
liegt nach Aussage des Bundeskartell-
amts vor allem an dem findigen Ge-
schäftsmodell des Unternehmens. 
Demnach betreibt Flixbus keine eige-
nen Busse – der Betrieb firmiert als rei-
ne Buchungs- und Marketingplattform. 
Die Linien werden von 150 überwie-
gend mittelständischen Subunterneh-
mern bedient. Deren Umsätze lagen 
letztlich unter den „Aufgreifschwellen“ 
der Fusionskontrolle.

 
Smarte Geschäftsideen, wie sie etwa von Flixbus 
gesponnen wurden, können Fusionskontrollen 
verhindern.

Nur sehr langsam reagiert der Gesetz-
geber auf derartige Entwicklungen. So 
bereitet das Wirtschaftsministerium im 
Augenblick die 10. Novelle des Geset-
zes gegen Wettbewerbsbeschränkun-
gen (GBW) vor. Die Bundesregierung 
will im kommenden Jahr die näheren In-
halte hierzu festlegen. Außerdem soll 
eine „Kommission Wettbewerbsrecht 
4.0“ eingesetzt werden. Während all 
dies überlegt und vorbereitet wird, 
schreiten die Konzentrationsprozesse 
nahezu ungehemmt voran.	

Foto links „FLiXBUS“: Florian Fèvre - Eigenes Werk,
CC BY-SA 4.0, https://t1p.de/FLiXBUS

NEU

Nach dem Ersten Weltkrieg ging aus der deut-
schen Novemberrevolution im April 1919 die Mün-
chener Räterepublik hervor. Schon nach wenigen 
Wochen wurde sie von deutschen Regierungs-
truppen blutig niedergeschlagen.   

Im Zusammenhang mit den historischen Erinne-
rungen an diese rund 100 Jahre zurückliegende 
besondere Episode der Geschichte des frühen 
20. Jahrhunderts geht es in dieser Studie um den 
deutsch-argentinischen Kaufmann und Sozial-
reformer Silvio Gesell, der als Volksbeauftragter 
für das Finanzwesen an der Münchener Rätere-
publik beteiligt war. Dargestellt werden seine Zie-
le,  seine Mitwirkung in der Räterepublik und sein 
Schicksal nach ihrer Niederschlagung. Außerdem 
wird geschildert, wie Silvio Gesell die wirtschafts-
politische Entwicklung der 1920er Jahre beurteil-
te, die danach zum Absturz Deutschlands in die 
Barbarei des Nationalsozialismus beitrug. Könn-

ten seine Geld- 
und Bodenre-
formvorschläge 
angesichts der 
gegenwärtigen 
Turbulenzen auf 
den Finanz- und 
Immobilienmärk-
ten vielleicht 
auch heute noch 
aktuell sein und 
in weiterentwi-
ckelter Form zur Überwin-
dung gegenwärtiger Krisen beitragen?

Erhältlich in jeder Buchhandlung oder über

Dieter Fauth, Betzengraben 5, 97299 Zell. 
E-Mail: post@dieterfauth.de
(Lieferung frei Haus).
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